( Alternativlos?

( Am heutigen Tag ist es zwanzig Jahre her, da die DDR „dem Geltungsgebiet des Grundgesetzes“ beigetreten ist. Alle Hoffnungen auf einen tatsächlichen Vereinigungsprozess, in den beide Seiten ihre Vorzüge einbringen und ihre Defizite beseitigen, hatten sich zugunsten eines reinen Anschlusses der DDR – von nun ab „das Beitrittsgebiet“ genannt – an die alte Bundesrepublik – eben das erweiterte „Geltungsgebiet des Grundgesetzes“ – aufgelöst. 

( Zwanzig Jahre danach häufen sich die Stimmen, die den Weg der deutsch-deutschen Vereinigung über den Anschluss der DDR an die BRD als einen Fehler bewerten, und das sind beileibe nicht die als Nostalgiker oder Ostalgiker belächelten „üblichen Verdächtigen“. Innenminister de Maiziere (CDU) meinte, dass man durchaus etwas mehr als den grünen Pfeil von der DDR hätte übernehmen können, Eberhard Diepgen (CDU) – bis 2001 Regierender Bürgermeister in Berlin – äußerte sich ähnlich, und Ministerpräsident Platzeck (SPD) verwies auf das Kita- und Schulsystem sowie die poliklinische Versorgung, mit denen heutige Miseren vermeidbar gewesen wären. 

( Doch alle tun so, als seien ihnen diese Erkenntnisse erst heute gekommen, weil es damals keine Alternative gegeben hätte. Genau das ist falsch. Es ist falsch, 

· weil es seit Januar 1990 den Modrow-Plan „Deutschland, einig Vaterland“ gab,  

· und weil z.B. die PDS detailliert vorschlug, anstelle eines Beitritts nach Artikel 23 GG eine faktische staatliche Neugründung nach Artikel 146 GG anzustreben. 

Die PDS und so manche andere argumentierten, dass doch nicht automatisch die vorbildliche Kinderbetreuung, das auf Chancengleichheit ausgerichtete Schulsystem, das der Allgemeinheit dienliche staatliche Gesundheitswesen, das moderne Arbeitsrecht, das Recht der Frauen auf eine selbstbestimmte Schwangerschaft, die Stipendien, Frauensonderstudien usw. mit beseitigt werden müssen, nur weil sich das politische System der DDR als undemokratisch und längst ablösungsbedürftig erwiesen habe. 

( Richtig ist hingegen, dass die damals dominierenden politischen Parteien 
· jegliche Alternative bewusst verwarfen, 
· öffentlich für die totale Übertragung des politischen, sozialen, ökonomischen und  kulturellen Systems der Bundesrepublik auf die DDR eintraten und 
· dafür am 18. März 1990 mit ca. 80 Prozent der Stimmen gewählt wurden. 

Richtig ist allerdings auch, dass sie Trugbilder verbreiteten: dass es bald überall im Osten „blühende Landschaften“ geben würde, dass es „niemandem schlechter und vielen besser gehen“ würde, dass die Ostdeutschen ihre „Errungenschaften in das vereinte Deutschland einbringen“ könnten. So haben CDU, SPD und FDP, aber auch die westdeutschen Grünen die Wähler zwar nicht über ihre Anschlussabsichten getäuscht, wohl aber darüber, was das in der Realität bedeuten würde. Und als der damalige SPD-Kanzlerkandidat Oskar Lafontaine warnte, dass mit der schnellen Währungsunion der Zusammenbruch der DDR-Wirtschaft nebst Massenarbeitslosigkeit und Sozialeskalation einhergehen würden, versagte ihm sogar die Führung der eigenen Partei aus opportunistischen Gründen die Unterstützung…    

( In der Folge dieser politischen Entscheidung stehen sich heute Zugewinne und Verluste gegenüber, die auf den persönlichen Waagen durchaus unterschiedliche Gewichtungen haben: die Reisefreiheit und ein gravierendes soziales West-Ost-Gefälle, politische Freiheiten und kaum vorhandene Karriere- bzw. Elitechancen für Ostdeutsche, ein Überfluss des Warenangebotes und eine deutlich geringere Einkommensstruktur sowie Kaufkraft im Osten, gut sanierte Städte sowie  Straßen und – sofern nicht abgerissen – leerstehende Industriebauten nebst massenhaft verschwundenen Arbeitsplätzen, milliardenschwere Geldtransfers von West nach Ost und billionengewichtige Profittransfers von Ost nach West…  

( Noch deutlicher war die Alternativkonstellation für Berlin: Im Einigungsvertrag war bewusst darauf verzichtet worden, einen Beitritt Ostberlins zu Westberlin zu verankern. Im Artikel 1 Absatz 2 heißt es hingegen: „Die 23 Bezirke Berlins bilden das Land Berlin.“ Diese Klausel ließ sowohl den Weg des Anschlusses Ostberlins an ein quasi erweitertes Westberlin als auch den Weg zu, dass West- und Ostberlin ein modernes und neues Gesamtberlin bilden. Welche dieser Alternativen gewählt wurde, stand in der politischen Entscheidungsmacht des Westberliner Abgeordnetenhauses (damals mit rot-grüner Mehrheit) und der Ostberliner Stadtverordnetenversammlung (mit SPD-CDU-Mehrheit).

( Zur Vorbereitung dieser politischen Entscheidung gab es in beiden Parlamenten spezielle Ausschüsse zur Vorbereitung der Einheit Berlins, die sehr oft gemeinsam tagten. Die Entscheidung, welche der beiden möglichen Alternativen für die Vereinigung Berlins gewählt wurde, fiel dort im September 1990 im Rahmen der sogenannten „Mantelgesetzgebung“. Hier wurde entschieden, welche Rechtsgrundlagen aus West- und welche aus Ostberlin im künftigen einheitlichen Berlin gelten sollten. Zu Beginn dieser Verhandlungen im September 1990 unterbreitete ich als Vorsitzender der PDS-Fraktion einen Fünf-Punkte-Vorschlag, um wirklich zu etwas Gemeinsamen und Neuen kommen zu können. Nach meiner Rede forderte der Vorsitzende der damals oppositionellen CDU-Fraktion, Eberhard Diepgen (!), die beiden Ausschussvorsitzenden von der West- und Ost-SPD auf, nun endlich „das Klappern der Gebetsmühlen“ zu unterbinden. Dem folgten die Vorsitzenden gehorsam. Am Ende schlug der Ausschuss mehrheitlich vor, nahezu das gesamte Westberliner Landesrecht auf Ostberlin zu übertragen und lediglich hier und da eine Übergangsfrist zuzulassen. 

( Im Abgeordnetenhaus votierten dann alle Parteien – SPD, CDU, Grüne/AL und Republikaner – dafür, den Weg des Anschlusses Ostberlins bzw. der Erweiterung Westberlins auch in Berlin zu gehen. In der Stadtverordnetenversammlung stimmten SPD, CDU und FDP dafür, die PDS dagegen, und von den Grünen und den Bürgerbewegten, die in Ostberlin auch gegen dieses Modell waren, nahm fast niemand – aus Rücksicht auf die zustimmenden Westgrünen – an der Abstimmung teil. In Berlin wurden also im besonderen Maße und politisch bewusst Alternativen zum Beitritt – und damit zu dessen Folgen – in den Wind geschlagen.        

( In der Logik dieser Entscheidung – das alte Westberlin quasi auf das ehemalige Ostberlin auszudehnen, indem dieses angeschlossen wurde – verlief dann in Berlin die weitere politische Entwicklung: 

· Es wurde weiter – wie im bisherigen Westberlin – auf Faktoren von außen (Parlaments- und Regierungssitz, Olympia 2000, Fusion mit Brandenburg) gesetzt, anstatt die inneren Potenziale Berlins zu erschließen (Förderung zukunftsorientierter und wissenschaftsintensiver  Industrieansiedlungen, zielgerichteter Ausbau der kulturellen Vielfalt, Entwicklung eines modernen Schul- und Hochschulwesens, Ausrichtung als europäische  Ost-West-Drehscheibe und Bewerbung als OSZE-Sitz usw.). 

· Dabei wurde nicht zur Kenntnis genommen, dass mit dem Wegfall der Systemauseinandersetzung weder die Bundesrepublik noch der Westen insgesamt Berlin noch als Aushängeschild in den Osten brauchte und demzufolge der Hauptgrund für die exorbitante Förderung Westberlins schlicht weggefallen war. Demzufolge strich auch der Bund Anfang der neunziger Jahre die bisherige Berlinförderung, die zeitweilig jede zweite Mark im Westberliner Landeshaushalt ausgemacht hatte. 

· Weil aber der überfällige stadtpolitische Kurswechsel auf die inneren Entwicklungspotenziale und die neuen Bedingungen nicht vorgenommen und die bisherige Politik – nun in den Dimensionen der gesamten Stadt, aber ohne den Bonner Fördertopf – fortgeführt wurde, kam es sofort zu einer gigantischen Schuldenanhäufung, die bis heute wirkt. 

· Zugleich wurde viel – nicht vorhandenes – Geld für die Großprojekte Olympia 2000. Parlaments- und Regierungssitz sowie die Länderfusion in den Sand gesetzt, weil diese nicht oder – wie beim Umzug von Parlament und Regierung – nur halbherzig kamen, wodurch Berlins Verschuldung weiter erheblich wuchs.      

( Weil der bisherige Westberliner Politikansatz fortgesetzt wurde, kam es zur Vernachlässigung des Industriestandortes Ostberlin. Es gab weder Förderungen noch Landesbürgschaften für Ostbetriebe und keine Auflagen für die Treuhandanstalt. So brach der Industriestandort Ostberlin in kürzester Zeit zusammen, und Ostberlin wurde ein gigantischer Sozialfall. Zudem wurden anerkannte Ostberliner Hoch- und Fachschul- sowie wissenschaftliche und künstlerische Einrichtungen geschlossen, so dass die Stadt insgesamt an Zugkraft verlor. 

( In diese Strategie ordnete sich der demütigende Umgang mit Ostberliner Geschichte und Lebensläufen ein. Es gab anstelle einer differenzierten Aufarbeitung der miteinander verwobenen, aber gegensätzlichen Geschichte die undifferenzierte Schleifung von Straßennamen und Denkmälern sowie eine Welle von politischen Berufsverboten und eine ergebnisarme, aber diffamierende juristische Abrechnungskampagne. Das hat die Stadt bis heute nicht vereint, sondern in vielem weiter getrennt und ganze Generationen ausgegrenzt. 

( Fazit: All das, was vor allem in den ersten zehn Jahren nach der Wende passierte, ist die logische Folge der politischen Fehlentscheidung, sowohl im Verhältnis zwischen BRD und DDR und noch einmal besonders zwischen West- und Ostberlin den Weg zu wählen, dass der Osten sich dem Westen angliedert. So eskalierte der ohnehin anfällige Reformstau im Westen, und die Innovationspotenziale des Ostens blieben ungenutzt. Natürlich ist es müßig, „Was wäre, wenn?“ zu fragen, aber zumindest sollte – das war meine Absicht – die momentan wie eine Beschwörungsformel gebrauchte Behauptung, der Beitritts- bzw. Anschlussweg sei alternativlos gewesen, mit der geschichtlichen Wahrheit über die Herstellung der Einheit und deren weiteren Verlauf konfrontiert werden.
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